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Beilage D.

Anordnung uͤber das allgemeine und Lokalvermoͤgen

fuͤr Kirchen , Schulen und milde Stiftungen in den

gemiſchten Landestheilen des Großherzogthums Ba⸗

den bei Vereinigung beider evangeliſch⸗proteſtan⸗

tiſcher Konfeſſionen .

§. 1 .

Das einzelnen Landestheilen angehoͤrige allgemeine

Kirchengut bleibt , auch nach erfolgter Vereinigung beider

evangeliſchen Kirchen , allein fuͤr diejenigen Pfarreien , Schu⸗

len und Gemeinden beſtimmt , welche vor der Vereini⸗

gung zu beſtimmter Theilnahme daran berechtigt und im

Genuſſe deſſelben waren . Jedes dieſer allgemeinen Kirchen⸗

guͤter bleibt von dem andern abgeſondert und wird durch

die Kirche ſelbſt beſonders verwaltet .

H. 2 .

Da in dem Unterlande , worunter der gegenwaͤrtige

Umfang des neuen Pfarrwittwenfiskus verſtanden wird ,

vorzuͤglich nur beide evangeliſche Konfeſſionsverwandte un⸗

tereinander wohnen , und die Reformirten daſelbſt ein be⸗

deutendes Kirchenvermoͤgen haben , ſo ſoll aus den durch

die Bereinigung als entbehrlich eingehenden Pfarreien und

Schulen ein neuer Kirchenfond gebildet und ſolcher durch

eine beſondere Verrechnung in Heidelberg verwaltet werden ,

Zu Leitung dieſer Verrechnung ſoll ebendaſelbſt , bis

zu Vollendung des Einzugs und der endlichen Beſtim⸗

mung der fuͤr dieſen Fond beſtimmten Gelder , ein aus ei⸗

nigen mit den Lokalitaͤten bekannten Maͤnnern beider Kir⸗

chen zuſammengeſetzte , Kommiſſion angeordnet werden ,

durch welche alle hoͤhern Anordnungen in Abſicht auf Ein⸗

nahme und Ausgabe dieſes Fonds laufen , und durch welche

uͤberdieß alle , ſo wie auch uͤber die etwaige Errichtung



amane 6b t

neuer Pfarreien und Schulen Bericht und Antraͤge an die

oberſte Kirchenbehorde erſtattet werden ſollen.
Y

Aus dem bisherigen reformirten allgemeinen Kirchen⸗
gut werden fernerhin die darauf fundirten Beſoldungen ,
Baulaſten und ſonſtige Abgaben beſtritten ; der nach ſol⸗
chen Leiſtungen verbleibende Ueberſchuß wird

a) vorerft fùr diejenigen Gemeinden und Stellen , welche
bisher dazu berechtigt waren , demnaͤchſt

P) fuͤr die bei der Kirchentheilung von 1707 ausgefallenen
Gemeinden verwendet , und ſollte ſich

c ) nach dieſen Leiſtungen noch ein Ueberſchuß ergeben , ſo
wird ſolcher fuͤt das allgemeine Beſte der vereinigten
Kirche im Unterlande verbraucht .

Um dieſen Beſtimmungen in alle Zukunft treu blei⸗
ben zu koͤnnen , iſt ein Verzeichniß ſaͤmmtlicher , bisher re —
formirten , vormals pfaͤlziſchen Pfarreien , nebſt dazu ge⸗
hoͤrigen Filialien , Schulen und ausgefallenen Gemeinden
der Vereinigungsurkunde beigeſchloſſen .

In Abſicht auf die Verwaltung und Verwendung die⸗
ſes Kirchenguts ſoll die Verwaltungsordnung von 1576 , ſo⸗
weit ſolche noch anwendbar iſt , in Ausuͤbung gebracht
werden .

§. 4 .
Aus dem neu zu bildenden Kirchenfonds werden vor⸗

erft die noͤthigen Entſchädigungen , billige Verbeſſerungen
zu gering beſoldeter Stellen geleiſtet , und neu errichtende
Pfarreien und Schulen dotirt , die Beduͤrfniſſe, welche
durch die Vereinigung entſtehen , beſtritten , und der et⸗
waige Ueberſchuß wie ad c. §. . , verwendet .

§. 5 .

In Orten , wo Einwohner beider Konfeſſionen find , aber
nur ein Pfarrer ift , verbinden fih beide Gemeinden , und der
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vorhandene Pfarrer übernimmt die Mitglieder der andern

Konfeſſion zur pfarramtlichen Beſorgung .

H. 6 .

Wo dermalen mehrere Pfarrer und Schullehrer bei⸗

der Konfeſſionen in Einem Orte , die Mitglieder - beider

aber niht ſo zahlreich ſind , daß der Pfarrer und Schul⸗

lehrer der andern Konfeſſion ſie nicht auch mit beſorgen

koͤnnte , ſoll die entbehrliche Pfarr - oder Schulſtelle ein⸗

gehen , und was uͤber die etwa noͤthige Verbeſſerung des

bleibenden Pfarrers oder Schullehrers von den Beſoldun⸗

gen und ſonſtigem Kirchenvermoͤgen erſpart und diſponi⸗

bel wird , es mag ſolches bisher aus Staatsmitteln oder

ſonſt woher abgegeben worden ſeyn , wird dem §. 2 . be⸗

merkten neuen Kirchenfonds zugewieſen , zu welcher Kona

feſſion auch die eingegangene Pfarrei ober Schule gehöͤrig

geweſen ſeyn moͤge.

. ie

In beiden vorbenannten Faͤllen werden die Ortshei⸗

ligen und Almoſen zuſammengelegt und daraus die nba

thigen Ausgaben der vereinten Gemeinde beſtritten .

In groͤßern Orten hingegen , wo es die Beſchaffen⸗
heit beider Kirchengemeinden erfordert , daß die bisherigen

Pfarreien oder Schulen ſaͤmmtlich oder doch zum Theil

beibehalten werden muͤſſen , werden die betheiligten Ge⸗

meinden uͤber die Eintheilung derſelben , fo wie der Lo⸗

kalalmoſen , Heiligen und Spitaͤler beſonders unter ſich /

jedoch unter hoͤherer Genehmigung uͤbereinkommen .
§. 9 .

Hatte eine ſolche eingehende Pfarrei oder Shule

Antheil an den buͤrgerlichen Nutzungen , Almenden und

Holzabgaben , ſo werden dieſe der bleibenden Pfarrei oder

Schule mit Aufrechnung des Werths derſelben zugetheilt,



auch wenn dieſe ſelbſt ſchon fuͤr ſich ſolche Nutzungen zu

zu beziehen hatte .

Ge 10

Die einzelnen Gemeindsglieder oder Kirchengemeinden
ſollen von allen Beitraͤgen zur Pfarr - und Schulbeſoldung
befreit werden . Das Schulgeld , Holz oder Holzgeld und

die Stolgebuͤhren ſind jedoch zur Zeit noch nicht darunter

zu verſtehen . In Anſehung dieſes ſind die neuvereinigten
Mitglieder den aͤltern ganz gleich zu halten , ſo wie ſie
auch die auf das Kirchſpiel fallenden Laſten gleich zu tra⸗

gen haben .

Wenn eine bisher von Laſten frei geweſene Gemeinde
mit einer ſolchen verbunden werden ſollte , welche Laſten
zu tragen hat , ſo ſell auf Mittel gedacht werden , ihr
dieſe Laſten abzunehmen damit in keinem Fall irgend eine
Gemeinde durch die Vereinigung neu belaſtet werde .

. 11

Diejenigen Pfarrer oder Schullehrer , welche durch
die Vereinigung entbehrlich werden , bleiben ſo lange in ih⸗
ren bisherigen Beſoldungsverhaͤltniſſen , bis ſie anderwaͤrts
eben ſo gut angeſtellt ſind .

Diejenigen , welche blos an Acecidenzien , z. B . durch
wegfallende Filialien u. ſ. w. verlieren , erhalten dafuͤr ,
falls ſie nicht durch die neue Vermehrung der Gemeinds —

glieder entſchaͤdigt ſind , waͤhrend ihrer Dienſtzeit , nicht
aber der Nachfolger , aus dem neuen Kirchenfonds ange⸗
meſſene Berguͤtung .

Da bereits fuͤr die bisherigen Pfarreien des evangeliſch⸗
lutheriſchen Unterlandes ein beſonderer Huͤlfsfonds beſteht ,
ſo ſoll dieſe Anſtalt auch auf die bisher reformirten Pfar⸗
reien ausgedehnt , des Endes aus dem reformirten Kirchen⸗
vermoͤgen ein Zuſchuß nach Berhaͤltniß den reformirten
zu den bisher lutheriſchen Pfarreien geleiſtet , und bei ent⸗
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ſtehenden Erledigungen von bisher reformirten Pfarreien
das angeordnete Beſoldungsquartal erhoben und in denſel⸗
ben eingeworfen werden .

§. 13 .

Da kuͤnftighin in Anſehung der Perſonen aller Un⸗

terſchied beider Konfeſſionen auch dem Namen nach ver⸗

ſchwindet , ſo kann bei der Vertheilung der Stipendien

auch kein deßfallſiger Unterſchied mehr ſtatt finden , ſon⸗
dern ſie werden vertheilt , ohne Ruͤckſicht darauf , ob die

Vorfahren der zu Unterſtuͤtzenden zur lutheriſchen oder

reformirten Kirche ſich bekannten . Da jedoch die Luthe⸗

riſchen im Unterlande bisher keine Stipendien hatten , der

reformirte Stipendienfonds aber zum Theil aus Beitraͤ⸗

gen aus der Gemeindsalmoſenkaſſe beſteht , ſo ſollen die

dazu geeigneten jetzt noch lutheriſchen Heiligen und Almo⸗

ſen ebenfalls verhaͤltnißmaͤßig angezogen und aus dem neu⸗

zubildenden gemeinſchaftlichen Fonds , nach Maßgabe des

vorhandenen Kapitals der Neckarſchulen - und Sapienz⸗

fonds , ein Beitrag in dieſen in dem Berhaͤltniß der jetzt

ſchon zum Stipendienbezug berechtigten und nach der Ver⸗

einigung neu dazu berechtigt werdenden Pfarreien einge⸗

worfen werden ,

§. 14 .

Familienſtipendien bleiben bei ihrer privativen Be⸗

ſtimmung , auch Lokalſtipendien ; jedoch bei Begebung der⸗

ſelben ohne Ruͤckſicht auf die Abſtammung der Eltern ge⸗

trennt geweſener Kirchen .
Das bei der Univerſitaͤt Heidelberg beſtehende Lan⸗

ge' ſche Stipendium , welches nach der Stiftungsurkunde

bisher von den reformirten Mitgliedern der theologiſchen

Facultät verwaltet und vergeben worden , wird kuͤnftighin

von der vereinigten evangeliſch - proteſtantiſchen theologi⸗

ſchen Facultaͤt verwaltet und vergeben .
5
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§. 15 .

Hinſichtlich der bisher nur fuͤr Reformirte beſtimmt

geweſenen Stipendien in Utrecht und Baſel wird eine in

Beziehung auf die Vereinigung gedeihliche Unterhandlung
mit den Behoͤrden eingeleitet werden .

Y i

Da aud bei einzelnen Kirchen und den dazu gehoͤri⸗
gen Gemeinden beider bisherigen Konfeſſionen beſondere

Stiftungen fuͤr Pfarr - und Schulwittwen ſind , ſo blei⸗

ben dieſe ebenfalls bei ihren bisherigen Beſtimmungen ,
vorbehaltlich einer zu treffenden Uebereinkunft der Bea

rechtigten .

Nach der bewirkten Vereinigung wird die bereits

beſtehende Berordnung , daß Pfarrer und Schulleh⸗
rer aus dem Oberlande mit denen des Unterlandes um

Pfarreien und Schulen , welche in dieſem Laͤndestheile va —
kant werden , und eben ſo im umgekehrten Falle die des

Unterlandes mit den Oberlaͤndiſchen , um die dort in Er⸗

ledigung kommenden Pfarreien und Schulen konkurriren

koͤnnen , auf ſaͤmmtliche alsdann evyangeliſch - proteſtanti⸗
ſche Pfarreien und Schulen ausgedehnt ; bei allen ſolchen

Dienſtbegebungen aber die von dem Alter der Kompeten⸗
ten hergeleitet werdenden Anſpruchsberechtigungen lediglich
von der Seit ihrer Aufnahme als Kandidaten , und nicht
von ihren Anſtellungen als Pfarrer oder Schullehrer be —

rechnet werden , wobei es uͤbrigens ſich von ſelbſt verſteht ,
daß den Geiſtlichen in den Staͤdten der Rang nach dem

Dienſtalter vorbehalten bleibe .

Unterſchrieben Karlsruhe , den 21 . Juli 1821 .

Als mit dem Kommiſſionsberichte und den Synodal⸗
beſchluͤſſen uͤbereinſtimmend beglaubigt .

Karlsruhe , den 15 . Auguſt 1821 .

DreKia tibi ch ,

al ecretaͤr der @eneraliynobe ,
8Q
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